
Verkaufs- und Lieferbedingungen 
 

für die ELEKTRA GmbH, Enger 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 
1.  
Für die Rechtsbeziehungen zwischen Lieferer und Besteller im Zusammenhang mit 
den  Lieferungen oder Leistungen (im Folgenden: Lieferungen)  gelten ausschließlich 
diese Verkaufs- und Lieferbedingungen. Allgemeine Geschäftsbedingungen des Be-
stellers gelten jedoch nur insoweit, als der Lieferer oder Leistende (im Folgenden: 
Lieferer) ihnen ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. Für den Umfang der Lieferun-
gen sind die beiderseitigen übereinstimmenden schriftlichen Erklärungen maßge-
bend.  
 
2. 
An Kostenvoranschlägen, Zeichnungen und anderen Unterlagen (im Folgenden: Un-
terlagen) behält sich der Lieferer seine eigentums- und urheberrechtlichen Nutzungs- 
und Verwertungsrechte uneingeschränkt vor. Die Unterlagen dürfen nur nach vorhe-
riger Zustimmung des Lieferers Dritten zugänglich gemacht werden und sind, wenn 
der Auftrag dem Lieferer nicht erteilt wird, diesem auf Verlangen unverzüglich zu-
rückzugeben. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Unterlagen des Bestellers; 
diese dürfen jedoch solchen Dritten zugänglich gemacht werden, denen der Lieferer 
zulässigerweise Lieferungen übertragen hat.  
 
3. 
An Standardsoftware und Firmware hat der Besteller das nicht ausschließliche Recht 
zur Nutzung mit den vereinbarten Leistungsmerkmalen in unveränderter Form auf 
den vereinbarten Geräten. Der Besteller darf ohne ausdrückliche Vereinbarung eine 
Sicherungskopie der Standardsoftware erstellen. 
 
4. 
Teillieferungen sind zulässig, soweit sie dem Besteller zumutbar sind.  
 
5. 
Der Begriff Schadensersatzansprüche in diesen Verkaufs- und Lieferbedingungen 
umfasst auch Ansprüche auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen.  
 
 

II. Preise und Zahlungsbedingungen 
 
1.  
Die Preise verstehen sich ab Werk ausschließlich Fracht und Verpackung sowie 
Zoll und Einfuhrabgaben zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer. 
 
2. 
Zahlungen sind frei Zahlstelle des Lieferers zu leisten. Falls nicht anders vereinbart, 
ist der Kaufpreis für Lieferungen oder sonstige Leistungen zahlbar ohne Abzug in-
nerhalb 30 Tagen nach Rechnungsdatum. Eine eventuelle Skontogewährung bedarf 
einer gesonderten Vereinbarung und hat den Ausgleich aller früher fälligen, unstritti-
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gen Rechnungen zur Voraussetzung. Für eventuelle Zahlungen mit Wechsel wird 
kein Skonto gewährt. 
 
3. 
Es gelten die gesetzlichen Regelungen betreffend die Folgen des Zahlungsverzuges. 
 
4. 
Aufrechungsrechte stehen dem Besteller nur zu, wenn seine Gegenansprüche unbe-
stritten, rechtskräftige festgestellt oder durch den Lieferer anerkannt sind. In diesem 
Umfang ist auch ein Zurückbehaltungsrecht ausgeschlossen.  
 

 
III. Eigentumsvorbehalt 

 
1. 
Der Lieferer behält sich das Eigentum an den Gegenständen der Lieferungen (Vor-
behaltsware) bis zum Eingang aller Zahlungen aus der Geschäftsverbindung mit dem 
Besteller vor. Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, ist der Lieferer berech-
tigt, die Vorbehaltsware zurückzunehmen. In der Zurücknahme der Vorbehaltsware 
durch den Lieferer liegt ein Rücktritt vom Vertrag. Der Lieferer ist nach Rücknahme 
der Vorbehaltsware zu deren Verwertung befugt, der Verwertungserlös ist auf die 
Verbindlichkeiten des Bestellers abzüglich angemessener Verwertungskosten anzu-
rechnen.  
 
2. 
Der Besteller ist verpflichtet, die Vorbehaltsware pfleglich zu behandeln; insbesonde-
re ist er verpflichtet, diese auf eigene Kosten gegen Feuer-, Wasser- und Diebstahl-
schäden ausreichend zum Neuwert zu versichern. Sofern Wartungs- und Inspekti-
onsarbeiten erforderlich sind, muss der Besteller diese auf eigene Kosten rechtzeitig 
durchführen.  
 
3. 
Bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat der Besteller den Lieferer un-
verzüglich schriftlich zu benachrichtigen, damit der Lieferer Klage gemäß § 771 ZPO 
erheben kann. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, dem Lieferer die gerichtlichen 
und außergerichtlichen Kosten einer Klage gemäß § 771 ZPO zu erstatten, haftet der 
Besteller für den dem Lieferer entstandenen Ausfall.  
 
4. 
Der Besteller ist berechtigt, die Vorbehaltsware im ordentlichen Geschäftsgang wei-
terzuverkaufen; er tritt dem Lieferer jedoch bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des 
Faktura – Endbetrages (einschließlich Umsatzsteuer) ab, die dem Besteller aus der 
Weiterveräußerung gegen seine Abnehmer oder Dritte erwachsen, und zwar unab-
hängig davon, ob die Vorbehaltsware ohne oder nach Verarbeitung weiterverkauft 
worden ist. Zur Einziehung dieser Forderung bleibt der Besteller auch nach der Ab-
tretung ermächtigt. Die Befugnis des Lieferers, die Forderung selbst einzuziehen, 
bleibt hiervon unberührt. Der Lieferer verpflichtet sich jedoch, die Forderung nicht 
einzuziehen, solange der Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen aus den verein-
nahmten Erlösen nachkommt, nicht in Zahlungsverzug gerät und insbesondere kein 
Antrag auf Eröffnung eines Vergleichs- oder Insolvenzverfahrens gestellt ist oder 
Zahlungseinstellung vorliegt. Ist aber dies der Fall, so kann der Lieferer verlangen, 
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dass der Besteller ihm die abgetretenen Forderungen und der Schuldner bekannt 
gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen 
aushändigt und den Schuldnern die Abtretung mitteilt.  
 
5. 
Die Verarbeitung oder Umbildung der Vorbehaltsware durch den Besteller wird stets 
für den Lieferer vorgenommen. Wird die Vorbehaltsware mit anderen, nicht dem Be-
steller gehörenden Gegenständen verarbeitet, so erwirbt der Lieferer das Miteigen-
tum an den neuen Sachen im Verhältnis des Wertes der Kaufsache (Faktura - End-
betrag, einschließlich Umsatzsteuer) zu den anderen verarbeiteten Gegenständen 
zur Zeit der Verarbeitung. Für die durch Verarbeitung entstehende Sache gilt im Üb-
rigen das Gleiche wie für die unter Vorbehalt gelieferte Ware.  
 
6. 
Wird die Vorbehaltsware mit anderen, nicht dem Lieferer gehörenden Gegenständen 
untrennbar vermischt, so erwirbt der Lieferer das Miteigentum an der neuen Sache 
im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware (Faktura – Endbetrag, einschließlich 
Umsatzsteuer) zu den anderen vermischten Gegenständen zum Zeitpunkt der Ver-
mischung. Erfolgt die Vermischung in der Weise, dass die Sache des Bestellers als 
Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Besteller dem Lieferer an-
teilsmäßig Miteigentum überträgt. Der Besteller verwahrt das so entstandene Allein-
eigentum oder Miteigentum für den Lieferer.  
 
7. 
Der Besteller tritt dem Lieferer auch die Forderungen zur Sicherung seiner Forderun-
gen gegen ihn ab, die durch die Verbindung der Vorbehaltsware mit einem Grund-
stück gegen einen Dritten erwachsen.  
 
8. 
Der Lieferer verpflichtet sich, die ihm zustehenden Sicherheiten auf Verlangen des 
Bestellers insoweit freizugeben, als der realisierbare Wert der Sicherheiten die zu 
sichernden Forderungen um mehr als 10 % übersteigt; die Auswahl der freizugeben-
den Sicherheiten obliegt dem Lieferer.  
 
 

IV. Fristen für Lieferungen, Verzug 
 
1. 
Die Einhaltung von Fristen für Lieferungen setzt den rechtzeitigen Eingang sämtli-
cher vom Besteller zu liefernden Unterlagen, erforderlichen Genehmigungen und 
Freigaben, insbesondere von Plänen, sowie die Einhaltung der vereinbarten Zah-
lungsbedingungen und sonstigen Verpflichtungen durch den Besteller voraus. Wer-
den diese Voraussetzungen nicht rechtzeitig erfüllt, so verlängern sich die Fristen 
angemessen; dies gilt nicht, wenn der Lieferer die Verzögerung zu vertreten hat.  
 
2. 
Ist die Nichteinhaltung der Fristen zurückzuführen auf 

a) höhere Gewalt, z.B. Mobilmachung, Krieg, Terrorakte, Aufruhr, oder ähnliche 
Ereignissen (z.B. Streik, Aussperrung), 

b) Virus- und sonstige Angriffe Dritter auf das IT-System des Lieferers, soweit 
diese trotz Einhaltung der bei Schutzmaßnahmen üblichen Sorgfalt erfolgen, 
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c) Hindernisse aufgrund von deutschen, US-amerikanischen sowie sonstigen 
anwendbaren nationalen, EU- oder internationalen Vorschriften des Außen-
wirtschaftsrechts oder aufgrund sonstiger Umstände, die vom Lieferer nicht zu 
vertreten sind, oder 

d) Nicht rechtzeitige oder ordnungsgemäße Belieferung des Lieferers, 
 
verlängern sich die Fristen angemessen.   
 
3. 
Kommt der Lieferer in Verzug, kann der Besteller für die Verzögerung der Leistung 
neben der Lieferung - sofern er nachweist, dass ihm hieraus ein Schaden entstanden 
ist - eine Entschädigung für jede vollendete Woche des Verzuges von höchstens je 
0,5 %, insgesamt jedoch höchstens 5 % des Preises für den Teil der Lieferungen 
verlangen, der wegen des Verzuges nicht in zweckdienlichen Betrieb genommen 
werden konnte.  
 
4.  
Sowohl Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen Verzögerung der Lieferung 
als auch Schadensersatzansprüche statt der Leistung, die über die in IV. 3. dieser 
Bedingungen genannten Grenzen hinausgehen, sind in allen Fällen verzögerter Lie-
ferung, auch nach Ablauf einer dem Lieferer etwa gesetzten Frist zur Lieferung, aus-
geschlossen. Dies gilt nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässig-
keit oder wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit zwin-
gend gehaftet wird. Vom Vertrag kann der Besteller im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen nur zurücktreten, soweit die Verzögerung der Lieferung vom Lieferer 
zu vertreten ist. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit 
den vorstehenden Regelungen nicht verbunden.  
 
5. 
Der Besteller ist verpflichtet, auf Verlangen des Lieferers innerhalb einer Frist von 2 
Wochen zu erklären, ob er weiter Erfüllung verlangen will oder ob er vom Vertrag 
zurücktreten oder ggf. Schadensersatz verlangen will.   
 
6. 
Werden Versand oder Zustellung der Ware auf Wunsch des Bestellers um mehr als 
einen Monat nach Anzeige der Versandbereitschaft verzögert, kann dem Besteller für 
jeden angefangenen Monat Lagergeld in Höhe von 0,5 % des Preises der Gegen-
stände der Lieferungen, höchstens jedoch insgesamt 5 % berechnet werden. Der 
Nachweis höherer oder niedrigerer Lagerkosten bleibt den Vertragsparteien unbe-
nommen.  
 
 

V. Gefahrübergang 
 
Die Gefahr geht auch bei frachtfreier Lieferung auf den Besteller über, wenn sie zum 
Versand gebracht oder abgeholt worden ist. Auf Wunsch und Kosten des Bestellers 
werden Lieferungen vom Lieferer gegen die üblichen Transportrisiken versichert.  
 
 



 5 

 
VI. Entgegennahme 

 
Der Besteller darf die Entgegennahme von Lieferungen wegen unerheblicher Mängel 
nicht verweigern.  
 

 
VII. Sachmängel 

 
Für Sachmängel haftet der Lieferer wie folgt:  
 
1.  
Ist die gelieferte Ware mangelhaft, so hat der Lieferer nach seiner Wahl den Mangel 
zu beseitigen oder eine mangelfreie Sache zu liefern (Nacherfüllung), sofern dessen 
Ursache bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag.  
 
2. 
Ansprüche des Bestellers  auf Nacherfüllung verjähren in 12 Monaten ab gesetzli-
chem Verjährungsbeginn. Entsprechendes gilt für Rücktritt und Minderung. 
Diese Frist gilt nicht:  

- soweit das Gesetz gem. § 438 Abs. 1 Nr. 2 (Bauwerke und Sachen für Bau-
werke)  und § 634a Abs.1 Nr. 2 (Baumängel) BGB längere Fristen vorschreibt,  

- bei Vorsatz,  
- bei arglistigem Verschweigen des Mangels, sowie  
- bei Nichteinhaltung einer Beschaffenheitsgarantie.  
Aufwendungsersatzansprüche des Bestellers gemäß § 445aBGB (Rückgriff des 
Verkäufers) verjähren ebenfalls in 12 Monaten ab gesetzlichem Verjährungsbe-
ginn. 
Die gesetzlichen Regelungen über Ablaufhemmung, Hemmung und Neubeginn 
der Fristen bleiben unberührt.  

 
3.  
Der Besteller hat die Ware unverzüglich nach Erhalt zu untersuchen und entdeckte 
Mängel unverzüglich schriftlich zu rügen.  
 
4.  
Bei Mängelansprüchen dürfen Zahlungen des Bestellers in einem Umfang zurückge-
halten werden, die in einem angemessenen Verhältnis zu den aufgetretenen Sach-
mängeln stehen. Ein Zurückbehaltungsrecht des Bestellers besteht nicht, wenn seine 
Mängelansprüche verjährt sind. Erfolgt die Mängelrüge zu Unrecht, ist der Lieferer 
berechtigt, die ihm entstandenen Aufwendungen vom Besteller ersetzt zu verlangen.  
 
5.  
Dem Lieferer ist Gelegenheit zur Nacherfüllung innerhalb einer angemessenen Frist 
zu gewähren. Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann der Besteller unbeschadet etwai-
ger Schadensersatzansprüche gemäß VII. 10. vom Vertrag zurücktreten oder die 
Vergütung mindern.  
 
6. 
Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abweichung von der verein-
barten Beschaffenheit, bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, bei 
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natürlicher Abnutzung oder bei Schäden, die nach dem Gefahrübergang in Folge 
fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung, übermäßiger Beanspruchung, ungeeig-
neter Betriebsmittel, mangelhafter Bauarbeiten oder die aufgrund besonderer äuße-
rer Einflüsse entstehen, die nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind. Werden vom 
Besteller oder von Dritten unsachgemäße Änderungen, Ein-/Ausbau- oder Instand-
setzungsarbeiten vorgenommen, so bestehen für diese und die daraus entstehenden 
Folgen ebenfalls keine Mängelansprüche.  
 
7.  
Ansprüche des Bestellers wegen der zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen, sind insoweit ausgeschlossen, als die Aufwendungen sich erhöhen, 
weil der Gegenstand der Lieferung nachträglich an einen anderen Ort als die Nieder-
lassung des Bestellers verbracht worden ist, es sei denn, die Verbringung entspricht 
seinem bestimmungsgemäßen Gebrauch. Dies gilt entsprechend für Aufwendungs-
ersatzansprüche des Bestellers gemäß § 445a BGB (Rückgriff des Verkäufers). 
 
8.  
Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen den Lieferer gem. § 445a BGB (Rückgriff 
des Verkäufers) bestehen nur insoweit, als der Besteller mit seinem Abnehmer keine 
über die gesetzlichen Mängelansprüche hinausgehenden Vereinbarungen getroffen 
hat.  
 
9.  
Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen eines Sachmangels sind ausge-
schlossen. Dies gilt nicht bei arglistigem Verschweigen des Mangels, bei Nichterfül-
lung einer Beschaffenheitsgarantie, bei Verletzung des Lebens, des Körpers, der 
Gesundheit oder der Freiheit und bei einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Pflichtverletzung des Lieferers. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Be-
stellers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. Weitergehende oder 
andere als in VII. geregelte Ansprüche des Bestellers wegen eines Sachmangels 
sind ausgeschlossen.  
 
 

VIII. Gewerbliche Schutzrechte und Urheberrechte; Rechtsmängel 
 
1. 
Sofern nicht anders vereinbart, ist der Lieferer verpflichtet, die Lieferung lediglich im 
Land des Lieferorts ohne Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urheber-
rechten Dritter (im Folgenden Schutzrechte) zu erbringen. Sofern ein Dritter wegen 
der Verletzung von Schutzrechten durch vom Lieferer erbrachte, vertragsgemäß ge-
nutzte Lieferungen gegen den Besteller berechtigte Ansprüche erhebt, haftet der Lie-
ferer gegenüber dem Besteller innerhalb der in VII. 2. bestimmten Frist wie folgt: 

a) Der Lieferer wird nach seiner Wahl auf seine Kosten für die betreffenden 
Lieferungen entweder ein Nutzungsrecht erwirken, sie so ändern, dass das 
Schutzrecht nicht verletzt wird oder austauschen. Ist dies dem Lieferer nicht 
zu angemessenen Bedingungen möglich, stehen dem Besteller die gesetzli-
chen Rücktritts- oder Minderungsrechte zu. 

 
b) Die Pflicht des Lieferers zur Leistung von Schadensersatz richtet sich nach 

Art. X.  
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c) Die vorstehend genannten Verpflichtungen des Lieferers bestehen nur, so-
weit der Besteller den Lieferer über die vom Dritten geltend gemachten An-
sprüche unverzüglich schriftlich verständigt, eine Verletzung nicht anerkennt 
und dem Lieferer alle Abwehrmaßnahmen und Vergleichshandlungen vor-
behalten bleiben. Stellt der Besteller die Nutzung der Lieferung aus Scha-
denminderung- oder sonstigen wichtigen Gründen ein, ist er verpflichtet, den 
Dritten darauf hinzuweisen, dass mit der Nutzungseinstellung kein Aner-
kenntnis einer Schutzrechtsverletzung verbunden ist. 

 
2. 
Ansprüche des Bestellers sind ausgeschlossen, soweit er die Schutzrechtsverletzung 
zu vertreten hat.  
 
3. 
Ansprüche des Bestellers sind ferner ausgeschlossen soweit die Schutzrechtsverlet-
zung durch spezielle Vorgaben des Bestellers, durch ein vom Lieferer nicht voraus-
sehbare Anwendung oder dadurch verursacht wird, dass die Lieferung vom Besteller 
verändert oder zusammen mit nicht vom Lieferer gelieferten Produkten eingesetzt 
wird. 
 
4. 
Im Falle von Schutzrechtsverletzungen gelten die in Nummer 1. a) geregelten An-
sprüche des Bestellers im Übrigen die Bestimmungen von Art. VII. 4., 5.,7. und 8. 
entsprechend.  
 
5. 
Bei Vorliegen sonstiger Rechtsmängel geltend die Bestimmungen von VII. entspre-
chend. 
 
6. 
Weitergehende oder andere als in diesem Art. VIII. geregelten Ansprüche des Be-
stellers gegen den Lieferer und dessen Erfüllungsgehilfen wegen eines Rechtsman-
gels sind ausgeschlossen. 
 
 

IX. Unmöglichkeit; Vertragsanpassung 
 
1.  
Soweit die Lieferung unmöglich ist, ist der Besteller berechtigt, Schadensersatz zu 
verlangen, es sei denn, dass der Lieferer die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat. 
Jedoch beschränkt sich der Schadensersatzanspruch des Bestellers auf 10 % des 
Wertes desjenigen Teils der Lieferung, der wegen der Unmöglichkeit nicht in zweck-
dienlichen Betrieb genommen werden kann. Diese Beschränkung gilt nicht, soweit in 
Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des Le-
bens, des Körpers oder der Gesundheit zwingend gehaftet wird; eine Änderung der 
Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist hiermit nicht verbunden. Das Recht des 
Bestellers zum Rücktritt vom Vertrag bleibt unberührt.  
 
2.  
Sofern unvorhersehbare Ereignisse im Sinne von Ziffer IV., 2. dieser Bedingungen 
die wirtschaftliche Bedeutung oder den Inhalt der Lieferung erheblich verändern oder 
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auf den Betrieb des Lieferers erheblich einwirken, wird der Vertrag unter Beachtung 
von Treu und Glauben angemessen angepasst. Soweit dies wirtschaftlich nicht ver-
tretbar ist, steht dem Lieferer das Recht zu, vom Vertrag zurückzutreten. Will er von 
diesem Rücktrittsrecht Gebrauch machen, so hat er dies nach Erkenntnis der Trag-
weite des Ereignisses unverzüglich dem Besteller mitzuteilen und zwar auch dann, 
wenn zunächst mit dem Besteller eine Verlängerung der Lieferzeit vereinbart war.  
 
 

X. Sonstige Schadensersatzansprüche 
 
1.  
Schadensersatz- und Aufwendungsersatzansprüche des Besteller (im Folgenden: 
Schadensersatzansprüche) gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen 
Verletzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis und aus unerlaubter Handlung, 
sind ausgeschlossen.  
 
2.  
Dies gilt nicht, soweit zwingend gehaftet wird, z. B. nach dem Produkthaftungsge-
setz, in Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit, wegen der Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, wegen der Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten. Der Schadensersatzanspruch für die Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden be-
grenzt, soweit nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt oder wegen der Ver-
letzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit gehaftet wird. Eine Änderung 
der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit den vorstehenden Regelungen 
nicht verbunden.  
 
3.  
Soweit dem Besteller nach dieser Ziffer IX Schadensersatzansprüche zustehen, ver-
jähren diese  mit Ablauf der nach VII. 2. geltenden Verjährungsfrist. Gleiches gilt für 
Ansprüche des Bestellers im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Schadensabwehr 
(zum Beispiel Rückholaktionen). Bei Schadensersatzansprüchen nach dem Produkt-
haftungsgesetz gelten die gesetzlichen Verjährungsvorschriften.  
 
 

XI. Gerichtsstand und anwendbares Recht 
 
1.  
Alleiniger Gerichtsstand ist, wenn der Besteller Kaufmann ist, bei allen aus dem Ver-
tragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar sich ergebenden Streitigkeiten der Sitz des 
Lieferers. Der Lieferer ist jedoch auch berechtigt am Sitz des Bestellers zu klagen.  
 
2.  
Für die Rechtsbeziehungen im Zusammenhang mit diesem Vertrag gilt deutsches 
materielles Recht unter Ausschluss des Übereinkommens der vereinten Nationen  
über Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG).  
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XII. Verbindlichkeit des Vertrages 
 
Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen in 
seinen übrigen Teilen verbindlich. Das gilt nicht, wenn das Festhalten an dem Ver-
trag eine unzumutbare Härte für eine Partei darstellen würde.  
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